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Vorwort 

Dieses Buch basiert auf der ergänzten Fassung meiner Masterarbeit im 10. Jahr-
gang des Master-Studiengangs Mediation und Konfliktmanagement (2018 bis 
2019) der Europa-Universität Viadrina in Frankfurt (Oder). 
 
Die Arbeit widmet sich der Frage wie eine adäquate außergerichtliche Konfliktlö-
sung durch bessere gesetzliche Rahmenbedingungen gefördert werden könnte. Sie 
hinterfragt, ob ein Gesetz in Form einer Konfliktmanagementordnung (KMO) ge-
schaffen werden sollte und ob dieses einen Paradigmenwechsel zu einem Mehr an 
adäquater, systematischer und interessenorientierter außergerichtlicher Konfliktlö-
sung herbeiführen könnte. 
 
Für die Beantwortung dieser Forschungsfrage muss neben dem Befund der bishe-
rigen Defizite bestehender Regelungen zur adäquaten außergerichtlichen Konflikt-
lösung die Notwendigkeit einer interdisziplinären dogmatischen Grundlage stehen, 
die begründet, warum der Gesetzgeber hier regelnd eingreifen sollte. Für einen sol-
chen Weg soll die vorliegende Arbeit Ansätze liefern. 
 
Zuvorderst gebührt mein Dank Dr. Felix Wendenburg M.B.A., der diese Arbeit 
von der Idee bis zu ihrem Abschluss betreut und mit wertvollen Hinweisen tatkräf-
tig gefördert hat. Mein Dank gilt außerdem den Verantwortlichen des Master-Stu-
diengangs Mediation und Konfliktmanagement Prof. Dr. Ulla Gläßer LL.M., Di-
plom-Psychologin Kirsten Schroeter, Dr. Felix Wendenburg M.B.A. und Diplom-
Psychologin Nicole Becker M.A. für die Aufnahme dieser Masterarbeit in die  
Viadrina-Schriftenreihe zu Mediation und Konfliktmanagement. 
 
Allen Ausbildern*innen, der geschäftsführenden Koordinatorin Romy Orthaus und 
meinen Kommilitonen*innen gilt mein Dank für eine faszinierende Ausbildungs-
zeit, die von Empathie und Wertschätzung getragen, viele neue praktische und wis-
senschaftliche Erkenntnisse zu Tage gefördert hat. 
 
Ein besonderer Dank geht nach Nordirland: Nach Belfast an Paul Donnelly, Lehrer 
und Mediator, mit seiner Führung durch die Straßen der „Troubles“ und nach  
Ballycastle an Rev. Don und Rev. Ann Irvine sowie Dr. Derick Wilson für eine 
Führung durch corrymeela, einer nordirischen und weltweiten Friedensinitiative, 
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die sich u.a. der Mediation verschrieben hat. Diese Eindrücke haben mich für 
meine Arbeit inspiriert und motiviert.  
 
Ganz besonderer Dank geht an meine Frau Sabine, die meine Ausbildung an der 
Viadrina unterstützt und diese Arbeit begleitet und korrigiert hat und an meine 
Tochter Kim für die engagierte Korrektur meines Manuskripts. Ebenso bedanke 
ich mich bei Maria Schmutz für die Korrektur des Manuskripts und die Hinweise 
zum Gendern. Schließlich geht ein Dank an meine Mutter Ilse und an meine Tante 
Anneliese Ahnstedt, die mir in meiner Jugend den Wert akademischer Bildung 
stets vor Augen geführt haben. 
 
Dem Wolfgang Metzner Verlag bin ich zu Dank verpflichtet für den Druck und für 
die Geduld beim Abgabetermin, denn die Coronavirus-Pandemie stand dem ur-
sprünglichen Fertigstellungstermin durch tägliche Veränderungen und Herausfor-
derungen im Weg. 

Andreas Gülck, LL.M., Mai 2020 
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1. Einleitung  

Verfahren der alternativen Konfliktlösung (hergeleitet von „Alternative Dispute 
Resolution“ – ADR)1 sind in Deutschland erst in jüngster Vergangenheit als Folge 
entsprechender EU-Richtlinien2 gesetzlich geregelt worden. Als Teil des Gesetzes 
zur Förderung der Mediation und anderer Verfahren der außergerichtlichen Kon-
fliktbeilegung vom 21.07.20123 ist am 26.07.2012 das MediationsG4 − von Wag-
ner als „Herzstück“5 bezeichnet – in Kraft getreten. Weitere Artikel dieses Geset-
zes sehen Änderungen der Zivilprozessordnung, des FamFG und anderen Prozess-
ordnungen vor.6  

Außerdem ist am 01.04.2016 das Verbraucherstreitbeilegungsgesetz (VSBG)7 
in Kraft getreten, das die außergerichtliche Beilegung von Streitigkeiten für Kon-
flikte zwischen Verbraucher*innen und Unternehmer*innen sowie zwischen Un-
ternehmer*innen und Unternehmer*innen oder zwischen Verbraucher*innen und 
Verbraucher*innen ermöglichen soll.8 Seit 09.01.2016 gilt die Verordnung über 
Online-Streitbeilegung in Verbraucherangelegenheiten (OS-VO)9 als unmittelbar 
anwendbares Recht in den Mitgliedstaaten.10 Es wurde eine Internetplattform 

__________ 
1 Greger, Reinhard; Unberath, Hannes; Steffek, Felix-Greger, Recht der alternativen Konfliktlösung, 2. Auf-
lage, München 2016, A. Einl., Rn. 1. 
2 Richtlinie 2008/52/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21.05.2008 über bestimmte Aspekte 
der Mediation in Zivil- und Handelssachen, ABl. L 136 vom 24.05.2008, S. 3; Richtlinie 2013/11/EU (AS-RL) 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21.05.2013, ABl. L 165 vom 18.6.2013, S. 63. 
3 Gesetz zur Förderung der Mediation und anderer Verfahren der außergerichtlichen Konfliktbeilegung vom 
21.07.2012, BGBl. I 2012, S. 1577.  
4 Art. 1 des Gesetzes zur Förderung der Mediation und anderer Verfahren der außergerichtlichen Konfliktbei-
legung vom 21.07.2012, BGBl. I 2012, S. 1577.  
5 Wagner, Gerhard, Das Mediationsgesetz – Ende gut alles gut, ZKM 2012, S. 110. 
6 Wagner, Gerhard, a.a.O., ZKM 2012, S. 110. 
7 Art. 1 des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie über alternative Streitbeilegung in Verbraucherangelegen-
heiten und zur Durchführung der Verordnung über Online Streitbeilegung in Verbraucherangelegenheiten vom 
19.02.2016, BGBl. I 2016, S. 254.  
8 Greger, Reinhard; Unberath, Hannes; Steffek, Felix-Greger, a.a.O., VSBG § 1 Rn. 1. 
9 Verordnung (EU) Nr. 524/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates über Online-Beilegung verbrau-
cherrechtlicher Streitigkeiten und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und der Richtlinie 
2009/22/EG (Verordnung über Online-Streitbeilegung in Verbraucherangelegenheiten), ABl. L 165 vom 
18.06.2013, S. 1. 
10 Greger, Reinhard; Unberath, Hannes; Steffek, Felix-Steffek, a.a.O., G. Vorbem. OS-VO, S. 467. 



Konfliktmanagementordnung (KMO) 

9 
 
 
 

eingerichtet, die unionsweit als Anlaufstelle für Verbraucher*innen und Un-
ternehmer*innen in einschlägigen Streitfällen dienen soll.11 

Neben der Tatsache, dass die durch den deutschen Gesetzgeber bewirkte 
Förderung außergerichtlicher Streitbeilegung befürwortet wurde,12 gibt es deut-
liche Kritik, dass es einer stärkeren Initiative des deutschen Gesetzgebers bedurft 
hätte, um die alternative Konfliktlösung umfänglicher zu fördern.13 

Das Mediationsgesetz hat tatsächlich eine gesetzliche Lücke für andere außer-
gerichtliche Konfliktlösungsverfahren geschaffen.14 Es wurde lediglich ein Ver-
fahren der außergerichtlichen Konfliktlösung geregelt: Die Mediation.15 Sie wird 
als Alternative dem Gerichtsverfahren gegenübergestellt.16 Doch müssten über die 
Mediation hinaus die außergerichtlichen Konfliktlösungsmethoden als Ganzes und 
ihr Verhältnis untereinander und zum Gerichtsverfahren in den Blick genommen 
werden.17 Wird dies versäumt, wird die Vielschichtigkeit der Konflikte der 
Parteien missachtet.18 Verfahren wie Moderation, Schlichtung, Ombudsverfahren, 
Mini Trial, Gutachterverfahren, Leistungsbestimmung und Adjudikation bleiben 
bei der bisherigen Gesetzgebung unberücksichtigt.19 Die Gesetzessystematik des 
VSBG und der OS-VO differenziert zudem nicht nach Verfahren, sondern nach 
Anbietern und Rechtsgebieten.20 Weil ein umfassendes Angebot außergericht-
licher Konfliktlösungsverfahren fehlt und es keine vom Gesetzgeber gewählte ein-
heitliche Begrifflichkeit oder Verfahrensstandards gibt, kommt es in Deutschland 
aus Mangel an diesen Informationen zur zufälligen und möglicherweise fehlerhaf-
ten Auswahl eines Konfliktlösungsverfahrens.21 Damit sind in der Folge unnötige 
Kosten und erhebliche Zeitverluste verbunden.22  

__________ 
11 Greger, Reinhard; Unberath, Hannes; Steffek, Felix-Steffek, a.a.O., Art.1 OS-VO, Rn. 5. 
12 Greger, Reinhard, Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der Mediation und anderer 
Verfahren der außergerichtlichen Konfliktbeilegung (BT-Drs. 17/5335), S. 1, online verfügbar; https://media-
tion-dach.com/fileadmin/pdf/bundestag/Stellungnahme_Greger.pdf, zuletzt abgerufen am 17.05.2020. 
13 Greger, Reinhard, a.a.O., S. 1. 
14 Greger, Reinhard, a.a.O., S. 2. 
15 Steffek, Felix, 5 Jahre MediationsG – Das Verhältnis der Konfliktlösungsverfahren, ZKM 2017, S. 185. 
16 Steffek, Felix, a.a.O., S. 184. 
17 Greger, Reinhard, a.a.O., S. 1. 
18 Steffek, Felix, a.a.O., S. 185. 
19 Steffek, Felix, a.a.O., S. 185. 
20 Steffek, Felix, a.a.O., S. 185. 
21 Steffek, Felix, a.a.O., S. 185. 
22 Steffek, Felix, a.a.O., S. 185. 
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Die bisherige deutsche Gesetzgebung ist von einer Zweiteilung zwischen außer-
gerichtlicher und gerichtlicher Konfliktlösung geprägt.23 Es geht bisher vorrangig 
um richterliche Konfliktlösung im Unterschied zur außergerichtlichen Mediation24 
und damit um die Wahl der Parteien zwischen Gericht oder außergerichtlichem 
Verfahren. Die Vielfalt der Möglichkeiten der außergerichtlichen, alternativen 
Konfliktlösung gerät damit jedoch vollständig aus dem Blickfeld.25 

In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob der Gesetzgeber den richti-
gen Weg gegangen ist, indem er mit Art. 2 bis 8 des Artikelgesetzes zur Förderung 
der Mediation und anderer Verfahren der außergerichtlichen Konfliktbeilegung die 
Mediation als einziges außergerichtliches Konfliktlösungsverfahren in die Prozess-
rechtsordnungen (ZPO, FamFG, SGG, VwGO, FGO) mit kostenrechtlichen Ände-
rungen im GKG und FamGKG eingegliedert hat. Die seit vielen Jahren erfolgrei-
chen Modellprojekte der Richtermediation in den einzelnen Bundesländern haben 
zu einer erheblichen gesellschaftlichen Kontroverse über die Berechtigung richter-
licher Mediation geführt, da diese als kostengünstiges Konkurrenzangebot zur au-
ßergerichtlichen Konfliktlösung angesehen wird.26 In ihrer Stellungnahme zum 
Gesetzentwurf wies die Bundesrechtsanwaltskammer unter Berufung auf die Ziele 
des Art. 1 der EU-Richtlinie 2008/52/EG darauf hin, dass das „wesentliche Ziel“ 
der Gesetzgebung die Förderung und der erleichterte Zugang zur außergerichtli-
chen Konfliktlösung sei.27 Darüber hinaus müsse der deutsche Gesetzgeber die au-
ßergerichtliche Mediation und das Gerichtsverfahren gleich behandeln.28 Wenn 
Richtermediation gesetzlich festgeschrieben und gleichzeitig kein Kostenanreiz für 
die außergerichtlichen Konfliktlösungsverfahren geschaffen würde, wäre keine 
Förderung außergerichtlicher Konfliktlösung erreicht.29 Diese rechts- und berufs-
politische Auseinandersetzung führte im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens 
zum MediationsG zur Aufgabe der Richtermediation und Einführung des Güte-
richtermodells, dem allerdings der Vermittlungsausschuss die Ergänzung beifügte, 

__________ 
23 Steffek, Felix, a.a.O., S. 183/184. 
24 Steffek, Felix, a.a.O., S. 185. 
25 Steffek, Felix, a.a.O., S. 185. 
26 Thole, Christoph, Das neue Mediationsgesetz, ZZP 2014, S. 361. 
27 Bundesrechtsanwaltskammer, Stellungnahme der Bundesrechtsanwaltskammer zum Referentenentwurf ei-
nes Gesetzes zur Förderung der Mediation und anderer Verfahren der außergerichtlichen Konfliktbeilegung, 
BRAK-Stellungnahme-Nr. 27/2010, S. 4, https://www.brak.de/zur-rechtspolitik/stellungnahmen-pdf/stellung-
nahmen-deutschland/2010/oktober/stellungnahme-der-brak-2010-27.pdf, zuletzt abgerufen am 10.05.2020. 
28 Bundesrechtsanwaltskammer, a.a.O., Seite 4. 
29 Bundesrechtsanwaltskammer, a.a.O., Seite 4/5. 
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dass der/die Güterichter*in zukünftig alle Methoden der Konfliktlösung anwenden 
dürfe, auch die der Mediation.30 Dies zeigt, dass es nicht einfach ist, außergericht-
liche Konfliktlösungsmethoden in das „stark justizorientierte deutsche Rechtssys-
tem“ einzuführen.31 Dabei ist hervorzuheben, dass die richterliche Mediation eine 
einzigartige Erscheinung ist, die es auf internationaler Ebene in vergleichbarer 
Weise bisher nicht gibt.32  

Damit müssen die ersten Bemühungen des Gesetzgebers, Mediation als festen 
Bestandteil in das deutsche Rechtssystem zu integrieren, als gescheitert betrachtet 
werden.33 Greger merkt an, dass der Bericht der Bundesregierung über die Wir-
kungen des Mediationsgesetzes34 dies bestätigt.35 Auch die Mediatoren*innen sind 
mehrheitlich der Auffassung, dass das MediationsG keine Förderung der außerger-
ichtlichen, alternativen Konfliktlösung bewirkt hat.36 Dies gelte auch für die 
weiteren Verfahren der außergerichtlichen Konfliktlösung.37 Daraus folgt der 
Wunsch der Bundesregierung zukünftig gemeinsam mit den Fachkreisen zu ermit-
teln wie eine Förderung der außergerichtlichen, alternativen Konfliktlösung 
tatsächlich erreicht werden kann.38  

Diese Masterarbeit geht auf Basis der vorstehenden Erkenntnisse der Frage 
nach, wie nun die außergerichtliche, alternative Konfliktlösung durch bessere ge-
setzliche Rahmenbedingungen gefördert werden könnte. Die Arbeit hinterfragt, ob 
ein Gesetz in Form einer Konfliktmanagementordnung (KMO) geschaffen werden 
sollte und ob dieses einen Paradigmenwechsel zu einem Mehr an adäquater, sys-
tematischer und interessenorientierter, außergerichtlicher Konfliktlösung herbei-
führen könnte. 

Dabei beschränkt sich diese Arbeit – aufgrund des Umfangs dieser Fragestel-
lung – auf den Bereich des Zivil- und Wirtschaftsrechts und der dazugehörigen 
gerichtlichen Verfahrensordnung ZPO.  

__________ 
30 Thole, Christoph, a.a.O., ZZP 2014, S. 344/345. 
31 Greger, Reinhard; Unberath, Hannes; Steffek, Felix-Greger, a.a.O., Einl. A., Rn. 33. 
32 Greger, Reinhard; Unberath, Hannes; Steffek, Felix-Greger, a.a.O., Einl. A., Rn. 33. 
33 Greger, Reinhard, Gesetzgeberische Optionen zur Integration der autonomen Konfliktlösung in das deutsche 
Rechtssystem, ZKM 2017, S. 212/213. 
34 Masser, Kai; Engewald, Bettina; Scharpf, Lucia; Ziekow, Jan, Evaluierung des Mediationsgesetzes, Speyer 
14.06.2017, in: Deutscher Bundestag, Unterrichtung, BT-Drs. 18/13178 vom 20.07.2017, S. 212/213. 
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/131/1813178.pdf, zuletzt abgerufen am 10.05.2020.  
35 Greger, Reinhard, a.a.O., S. 213. 
36 Greger, Reinhard, a.a.O., S. 213. 
37 Greger, Reinhard, a.a.O., S. 213. 
38 Greger, Reinhard, a.a.O., S. 213. 
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Ausgehend vom Wandel des Begriffs der alternativen, außergerichtlichen Kon-
fliktlösung zur adäquaten außergerichtlichen Konfliktlösung (AKL) und dessen 
Verhältnis zum Schiedsgerichts- und Gerichtsverfahren, wird eine Standortbe-
stimmung der Aktivitäten des deutschen und europäischen Gesetzgebers sowie der 
Entwicklungen der außergerichtlichen Konfliktlösung in Justiz und Wissenschaft 
vorgenommen, um hieraus Schlussfolgerungen zu ziehen wie die adäquate außer-
gerichtliche Konfliktlösung in Deutschland zukünftig besser gefördert werden 
könnte (2.). 

Anschließend wird die Notwendigkeit einer Förderung adäquater außergericht-
licher Konfliktlösung (AKL) mit der Erarbeitung einer interdisziplinären Dogma-
tik rechts- und konflikttheoretischer, soziologischer und philosophischer Grundla-
gen begründet. Außerdem werden die verfassungsrechtlichen Grenzen einer Regu-
lierung der AKL abgesteckt (3.). 

Aus den gewonnenen Erkenntnissen werden prinzipiengeleitete und systema-
tische Regelungen der adäquaten außergerichtlichen Konfliktlösung (AKL) in 
einer Konfliktmanagementordnung (KMO) entworfen (4.). 

Mit Hilfe dieses Konzepts werden Aufbau und Gliederung für eine KMO 
skizziert (5.). 

Im Fazit werden Schlussfolgerungen für die Förderung der AKL durch eine 
KMO gezogen (6.). 
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2. Begriffs- und Standortbestimmung in Gesetzgebung, Justiz 
und Wissenschaft  

2.1. Begriffe der alternativen und adäquaten Konfliktlösung im Verhältnis 
zum Schiedsgerichts- und zum Gerichtsverfahren 

2.1.1. Definition der alternativen Konfliktlösung  

Verfahren der alternativen Konfliktlösung werden als Alternative zu Gerichtsver-
fahren verstanden.39 Der Begriff erlaubt keine eindeutige Definition, denn die au-
ßergerichtliche Konfliktlösung und deren Verfahren entwickeln sich ständig wei-
ter.40 Der Begriff der außergerichtlichen, alternativen Konfliktlösung beinhaltet, 
dass Konfliktparteien anstatt des Gerichtsverfahrens ein alternatives außergericht-
liches Verfahren – unter Umständen auch nur vorübergehend − wählen.41 Der Be-
griff „alternative Konfliktlösung“ verkennt aber, dass es auch Konflikte gibt, die 
nicht justiziabel sind und dann ausschließlich mit einem außergerichtlichen Kon-
fliktlösungsverfahren gelöst werden können, sodass nicht alle Verfahren der au-
ßergerichtlichen Konfliktlösung eine Alternative zum Gerichtsverfahren darstel-
len.42  

2.1.2. Adäquate außergerichtliche Konfliktlösung (AKL) − für jeden Kon-
flikt das geeignete Verfahren („fitting the forum to the fuss“)  

Mit der grundlegenden Arbeit von Frank E. A. Sander und Stephen B. Goldberg 
hat sich die Idee durchgesetzt, dass jedem konkreten Konflikt das für seine Beile-
gung geeignete Verfahren zugewiesen werden muss („fitting the forum to the 
fuss“).43 Deshalb gewinnt eine andere Begriffsdefinition in den letzten Jahren den 
Vorrang, die „Appropriate Dispute Resolution“,44 die sinngemäß mit adäquater 

__________ 
39 Greger, Reinhard; Unberath, Hannes; Steffek, Felix-Greger, a.a.O., A. Einl., Rn. 1. 
40 Greger, Reinhard; Unberath, Hannes; Steffek, Felix-Greger, a.a.O., A. Einl., Rn. 1. 
41 Greger, Reinhard; Unberath, Hannes; Steffek, Felix-Greger, a.a.O., A. Einl., Rn. 1. 
42 Greger, Reinhard; Unberath, Hannes; Steffek, Felix-Greger, a.a.O., A. Einl., Rn. 1. 
43 Sander, Frank E.A.; Goldberg, Stephen B., Fitting the Forum to the Fuss: A User-Friendly Guide to Select-
ing an ADR Procedure, 10 (1) Negotiation Journal 1994, S. 49–61. 
44 Sander, Frank E.A.; Rozdeiczer, Lukasz, Selecting an Appropriate Dispute Resolution Procedure, in:  
Moffitt, Michael L.; Bordone, Robert C. (eds.): The Handbook of Dispute Resolution, San Francisco, 2005,  
S. 386/387. 
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außergerichtlicher Konfliktlösung (AKL) zu übersetzen und zu verwenden ist, wie 
es im Folgenden geschieht. 

2.1.3. Verhältnis der adäquaten außergerichtlichen Konfliktlösung zum 
Schiedsgerichts- und Gerichtsverfahren 

Die Verfahren der adäquaten außergerichtlichen Konfliktlösung (AKL) verfolgen 
ein anderes Ziel als ein Gerichtsprozess oder ein Schiedsgerichtsverfahren: Ver-
handlung, Mediation und Schlichtung wollen eine konsensuale Konfliktlösung er-
reichen.45 Ohne rechtsförmigen Prozess, aber mit Entscheidungscharakter stellen 
sich weitere AKL Verfahren dar, Schiedsgutachten, Dispute Boards, die Adjudi-
kation und die Leistungsbestimmung.46 Ferner gehören zur AKL auch zahlreiche 
Mischverfahren, also Variationen und Kombinationen aus verschiedenen Verfah-
ren der AKL, wie z.B. Arb/Med, Med/Arb usw.47  

Das Schiedsgerichtsverfahren vor einem privaten Schiedsgericht mit 
bindendem Schiedsspruch wird den AKL Verfahren zugerechnet. Es stellt eine Al-
ternative zum Gerichtsprozess mit gleichem Ziel dar, denn die Entscheidung des 
Konflikts erfolgt in einem rechtsförmigen Verfahren durch einen Schiedsspruch, 
der vollstreckbar ist und bei dem die Parteien den/die Schiedsrichter*in selbst aus-
wählen können.48 Außerdem haben die Parteien die Wahl, ob sie das Verfahren bei 
einer Schiedsorganisation administrieren lassen oder ein Ad-hoc-Schiedsgericht 
ohne Schiedsorganisation einsetzen.49 Das Schiedsgerichtsverfahren hat eine 
eingehende Regelung in §§ 1025–1066 ZPO erfahren. Es ist nicht Gegenstand die-
ser Arbeit, da dieses Verfahren nicht gefördert werden muss. Das Verfahren erfreut 
sich, aufgrund der Vollstreckbarkeit des Schiedsspruchs in vielen Staaten, im in-
ternationalen Wirtschaftsverkehr einer steigenden Nachfrage.50  

Die adäquate außergerichtliche Konfliktlösung ist auch vom Gerichtsverfahren 
abzugrenzen. Aufgrund des verfassungsrechtlich verankerten Justizgewährungs-
anspruchs ist gewährleistet, dass subjektive Rechte vor einem staatlichen Gericht 

__________ 
45 Greger, Reinhard, Unberath, Hannes; Steffek, Felix-Greger, a.a.O., A. Einl. Rn. 1. 
46 Greger, Reinhard, Unberath, Hannes, Steffek, Felix-Greger, a.a.O., A. Einl. Rn. 1. 
47 Greger, Reinhard, Unberath, Hannes, Steffek, Felix-Greger, a.a.O., D. Rn. 37–39. 
48 Pörnbacher, Karl; Wortmann, Daniel, Schiedsgerichtsbarkeit: Eine wertvolle Alternative zu staatlichen Ge-
richtsverfahren, ZKM 2012, S. 144. 
49 Pörnbacher, Karl; Wortmann, Daniel, a.a.O., S. 145. 
50 Pörnbacher, Karl; Wortmann, Daniel, a.a.O., S. 147. 
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„effektiv und wirksam“ durchgesetzt werden können.51 Der Zugang zum 
Gerichtsverfahren ist in Deutschland dadurch erleichtert, dass vermögenslose 
Parteien einen Anspruch auf Prozesskostenhilfe haben52 und rund 42 % aller 
Haushalte in Deutschland im Jahr 2005 eine Rechtsschutzversicherung abge-
schlossen hatten.53  

Dennoch hat sich die Erkenntnis verbreitet, dass das gerichtliche Verfahren für 
viele Konflikte nicht immer die geeignete Lösung bietet.54 Der Konflikt wird auf 
rechtlich erhebliche Fragestellungen reduziert, die meistens nicht mit den Kon-
fliktursachen deckungsgleich sind.55 Abstrahierende Regelungen können den 
Einzelfall nicht abbilden, die Sachverhaltsermittlung ist erschwert und auch die 
Anwendung des Rechts kann zu Fehlern führen.56 Die vom Gesetz vorgegebenen 
Rechtsfolgen sind oft nicht deckungsgleich mit den Interessen der Kon-
fliktparteien.57 Nicht immer ist die aus einem Urteil folgende Zwangsvollstreckung 
erfolgreich.58 Und nicht selten führt das Gerichtsverfahren zur Eskalation des Kon-
flikts.59 Grundgedanke ist, dass durch adäquate außergerichtliche Konfliktlösung 
das Gerichtsverfahren nicht ersetzt wird.60 Wenn Konfliktparteien eine ihren Inter-
essen entsprechende Lösung selbst erarbeiten können, sollte ein differenziertes 
System konsensualer Konfliktlösung zur Verfügung stehen.61 Scheitert außerdem 
eine konsensuale Konfliktlösung, muss als Ultima Ratio weiterhin die Möglichkeit 
der fremdbestimmten Durchsetzung durch das Gerichtsverfahren möglich sein.62 

__________ 
51 Greger, Reinhard; Unberath, Hannes, Steffek, Felix-Greger, a.a.O., A. Einl. Rn. 2. 
52 Greger, Reinhard; Unberath, Hannes; Steffek, Felix-Greger, a.a.O., A. Einl. Rn. 2. 
53 Kutschenreiter, Karlheinz; Pütz, Sabine, Mediation und Rechtsschutzversicherungen, in: Haft, Fritjof; 
Schlieffen, Katharina von (Hrsg.), Handbuch Mediation, 3. Auflage, München 2016, § 57 Rn. 6. 
54 Greger, Reinhard; Unberath, Hannes, Steffek, Felix-Greger, a.a.O., Einl. A. Rn. 3. 
55 Greger, Reinhard; Unberath, Hannes, Steffek, Felix-Greger, a.a.O., Einl. A. Rn. 3. 
56 Greger, Reinhard; Unberath, Hannes, Steffek, Felix-Greger, a.a.O., Einl. A. Rn. 3. 
57 Greger, Reinhard; Unberath, Hannes, Steffek, Felix-Greger, a.a.O., Einl. A. Rn. 3. 
58 Greger, Reinhard; Unberath, Hannes, Steffek, Felix-Greger, a.a.O., Einl. A. Rn. 3. 
59 Wendland, Matthias, Mediation und Zivilprozess, Tübingen, 2017, S. 32–34. 
60 Greger, Reinhard; Unberath, Hannes, Steffek, Felix-Greger, a.a.O., Einl. A. Rn. 2. 
61 Greger, Reinhard; Unberath, Hannes, Steffek, Felix-Greger, a.a.O., Einl. E. Rn. 4. 
62 Greger, Reinhard; Unberath, Hannes, Steffek, Felix-Greger, a.a.O., Einl. E. Rn. 4. 



Andreas Gülck 

16 
 
 
 

2.2. Entwicklung der deutschen und europäischen Gesetzgebung und der 
deutschen Justiz zur Förderung der adäquaten außergerichtlichen Konflikt-
lösung in Deutschland 

2.2.1. Initiativen des deutschen Gesetzgebers zur adäquaten außergericht- 
lichen Konfliktlösung 

Bis zum Jahre 2012 hatte der Gesetzgeber nur vereinzelt Regelungen über die au-
ßergerichtliche Konfliktlösung z.B. im Wettbewerbs-, Versicherungs-, Berufsaus-
bildungs- und Betriebsverfassungsrecht geschaffen.63 Ferner gab es die „durch die 
Landesjustizverwaltung eingerichteten und anerkannten Gütestellen“.64 Ihren Ur-
sprung hatten diese in der Verordnung über das Verfahren in bürgerlichen Rechts-
streitigkeiten vom 13.02.1924.65 Diese Verordnung führte an den Amtsgerichten 
auch ein obligatorisches Güteverfahren ein (§ 495a ZPO damaliger Fassung), um 
Alltagskonflikte zügig und kostengünstig zu lösen.66 Schon zuvor und parallel un-
terhielten aber auch die Gemeinden und gemeinnützigen Verbände erfolgreich ar-
beitende Gütestellen.67 Nach dem zweiten Weltkrieg wurde die Regelung für obli-
gatorische Güteverfahren aufgehoben, die Gütestellen blieben jedoch erhalten.68 
Nur in Hamburg, dessen „Öffentliche Rechtsauskunft- und Vergleichsstelle der 
Freien und Hansestadt Hamburg (ÖRA)“ bis heute als Schlichtungsstelle tätig ist, 
hat die Regelung Bedeutung erlangt.69  

Mit Einführung der Öffnungsklausel des § 15a ZPOEG mit Gesetz zur Förder-
ung der außergerichtlichen Streitbeilegung vom 15.12.199970 erhielten die Länder 
die Möglichkeit, für bestimmte Rechtsstreitigkeiten einen obligatorischen Gü-
teversuch anzuordnen.71 Diese Kompetenz haben die Länder unterschiedlich ge-
nutzt, oft beschränkt auf einen vorherigen obligatorischen Schlichtungsversuch.72 

__________ 
63 Greger, Reinhard; Unberath, Hannes; Steffek, Felix-Greger, a.a.O., Einl. A. Rn. 24. 
64 Greger, Reinhard, Die von der Landesjustizverwaltung anerkannten Gütestellen: Alter Zopf mit Zukunfts-
chancen, NJW 2011, S. 1478. 
65 Sogenannte Emminger Verordnung, RGBl I 1924, S. 135. 
66 Greger, Reinhard, a.a.O., S. 1478/1479. 
67 Greger, Reinhard, a.a.O., S. 1479. 
68 Greger, Reinhard, a.a.O., S. 1479. 
69 Greger, Reinhard, a.a.O., S. 1479. 
70 BGBl I 1999 vom 21.12.1999, S. 2400. 
71 Greger, Reinhard, a.a.O., S. 1479. 
72 Eidenmüller, Horst, Obligatorische außergerichtliche Streitbeilegung: Eine contradictio in adiecto? JZ 2015, 
S. 539. 
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Dieser Vorgehensweise war kein Erfolg beschieden.73 Einer Untersuchung von 
Greger zum bayerischen Schlichtungsgesetz zur Folge, führt der Zwang zur 
Streitschlichtung, bei gleichzeitig eröffneter Möglichkeit, das Gesetz zu umgehen, 
nicht zur Wahl des Verfahrens und verzögert das Gerichtsverfahren insgesamt.74 
Greger hält § 15a ZPOEG für ein unzureichend normiertes Verfahren, das aufgrund 
undurchschaubarer landesrechtlicher Regelungen gegenwärtig wenig geeignet ist, 
die außergerichtliche Konfliktlösung zu fördern, es sei denn, es würde ent-
sprechend ausgebaut.75 Eine nennenswerte Förderung der AKL ist mit § 15a 
ZPOEG nicht zu erwarten.76 

2.2.2. Initiativen des deutschen Bundesgesetzgebers aufgrund Europäischer 
Richtlinien  

Demgemäß bedurfte es Aktivitäten von außerhalb Deutschlands, neue gesetzliche 
Rahmenbedingungen für die bisher nicht normierte außergerichtliche, alternative 
Konfliktlösung herbeizuführen.77 Als Auslöser für das MediationsG fungierte die 
europäische Mediationsrichtlinie (EU-Richtlinie 2008/52/EG), die − aufgrund der 
beschränkten europäischen Gesetzgebungskompetenz gemäß Art. 81 EUV78 − nur 
die Umsetzung für grenzüberschreitende Streitigkeiten in Zivil- und Handelssa-
chen verlangt.79 Die Vorgaben der Richtlinie − Vollstreckbarkeit, Verjährung, Ver-
traulichkeit, Qualitätssicherung, gerichtsverbundene Mediation und Öffentlich-
keitsarbeit – sind aber in gleicher Weise auch für innerstaatliche Sachverhalte von 
Bedeutung.80 Das Bundesministerium der Justiz entschied sich, die Richtlinie wei-
tergehend umzusetzen und innerstaatliche Sachverhalte im MediationsG mit zu re-
geln.81 Das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Privatrecht 

__________ 
73 Eidenmüller, Horst, a.a.O., S. 539. 
74 Greger, Reinhard, Abschlussbericht zum Forschungsprojekt „außergerichtliche Streitbeilegung in Bayern“, 
hrsg. v. d. Juristischen Fakultät der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg, 2007, S. 70, 
https://www.reinhard-greger.de/dateien/abschlussbericht.pdf, zuletzt abgerufen am 10.05.2020. 
75 Greger, Reinhard, a.a.O., NJW 2011, S. 1478. 
76 Greger, Reinhard; Unberath, Hannes; Steffek, Felix-Greger, a.a.O., E. Rn. 14. 
77 Unberath, Hannes, Auf dem Weg zu einer differenzierten Streitkultur – Neue gesetzliche Rahmenbedingun-
gen für die alternative Konfliktlösung, JZ 2010, S. 975. 
78 Wagner, Gerhard, Grundstrukturen eines deutschen Mediationsgesetzes, RabelsZ 2010, S.798. 
79 Unberath, Hannes, a.a.O., JZ 2010, S. 975. 
80 Wagner, Gerhard, a.a.O., S. 798. 
81 Wagner, Gerhard, a.a.O., S. 797. 
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wurde beauftragt, die bisherigen Regelungen zur Mediation von 19 Rechtsordnun-
gen rechtsvergleichend zu untersuchen.82 Ferner ließ das Ministerium sich durch 
eine Expertengruppe bei der Umsetzung der Richtlinie beraten.83 Auf die berufs-
politischen Auseinandersetzungen im Zusammenhang mit dem Gesetzgebungsver-
fahren wurde bereits in der Einleitung hingewiesen, ebenso auf die Kritik, die das 
schließlich erlassene MediationsG und die Änderungen an den Prozessordnungen 
erfahren haben.84 

Aufgrund der ADR-Richtlinie 2013/11/EU wurde die alternative Streitbeile-
gung in Verbrauchersachen durch das VSBG vom 19.02.2016 geregelt.85 Das Ge-
setz enthält Regelungen, mit denen die außergerichtliche Beilegung von Streitig-
keiten zwischen Verbraucher*innen und Unternehmer*innen sowie auch zwischen 
Verbraucher*innen oder zwischen Unternehmer*innen gefördert werden soll.86 
Das VSBG erwähnt als Streitbeilegungsverfahren zwar die Mediation, dies jedoch 
nur, weil es bereits eine gesetzliche Definition der Mediation gab und keine neue 
Definition des Verfahrens erfolgen sollte.87 Tatsächlich steht die Schlichtung im 
Vordergrund, wie aus der Verwendung von Begriffen wie Verbraucherschlich-
tungsstelle (§ 29 Abs. 1 VSBG) und Schlichtungsangebot (§ 34 Abs. 5 VSBG) 
hervorgeht.88 Ferner werden Verfahrensgrundsätze, die Qualifikation des Streit-
mittlers, seine Unabhängigkeit und Neutralität und das Maß der Rechtsorientierung 
des Verfahrens geregelt.89 Das Gesetz erfährt Kritik, da es Konfliktlösungsverfah-
ren vom Anbieter her denkt, die Verfahren nicht definiert und keine Aussagen zum 
Verhältnis der Konfliktlösungsverfahren zueinander trifft.90 

__________ 
82 Steffek, Felix, Rechtsvergleichende Erfahrungen für die Regelung der Mediation, RabelsZ 2010, S. 843. 
83 Wagner, Gerhard, a.a.O., S. 795. 
84 1. Einleitung, S. 9–11. 
85 Greger, Reinhard; Unberath, Hannes; Steffek, Felix-Greger, § 1 VSBG Rn. 1. 
86 Greger, Reinhard; Unberath, Hannes; Steffek, Felix-Greger, § 1 VSBG Rn. 1.  
87 Röthemeyer, Peter, Verbraucherangelegenheiten, in: Trenczek, Thomas; Berning, Detlev; Cristina Lenz; 
Hans-Dieter Will (Hrsg.), Handbuch Mediation und Konfliktmanagement, 2. Auflage, Baden-Baden 2017, 
S. 591. 
88 Röthemeyer, Peter, a.a.O., S. 591. 
89 Röthemeyer, Peter, a.a.O., S. 592–594. 
90 Steffek, Felix, a.a.O., ZKM 2017, S. 184. 




